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Stellungnahme
des Bundesrates

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anpassung des 
Datenschutzrechts an die Verordnung (EU) 2016/679 und zur 
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 (Zweites Datenschutz-
Anpassungs- und Umsetzungsgesetz EU - 2. DSAnpUG-EU) 

Der Bundesrat hat in seiner 971. Sitzung am 19. Oktober 2018 beschlossen, zu dem 

Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu 

nehmen:

1. Zu Artikel 8 Nummer 3 (§ 21 BDBOSG)

In Artikel 8 Nummer 3 ist § 21 wie folgt zu ändern: 

a) In der Überschrift ist das Wort „Polizeibehörden“ durch das Wort „Sicher-

heitsbehörden“ zu ersetzen. 

b) Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Bundesanstalt übermittelt 

1. den Strafverfolgungsbehörden, 

2. den Polizeibehörden des Bundes und der Länder sowie

3. den Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder, dem Mili-

tärischen Abschirmdienst und dem Bundesnachrichtendienst

Verkehrsdaten, soweit dies im Einzelfall zur Erfüllung der Aufgaben dieser 

Behörden erforderlich ist und die Empfänger zu der Erhebung der Ver-

kehrsdaten berechtigt sind.“

c) In Satz 2 sind die Wörter „Gerichte und“ zu streichen.
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Begründung: 

Auch die im Rahmen des BOS anfallenden Verkehrsdaten können für nach-
richtendienstliche Aufgaben bedeutsam werden. Da eine systematische Über-
prüfung der Verfassungstreue vor der Einstellung in den öffentlichen Dienst 
grundsätzlich nicht (mehr) erfolgt, besteht die Gefahr, dass Extremisten im 
staatlichen Bereich beschäftigt werden. Zudem kann es auch während der Zu-
gehörigkeit zum öffentlichen Dienst zu Radikalisierungsprozessen kommen. 
Gerade im Sicherheitsbereich besteht außerdem eine erhöhte Gefahr der In-
filtration durch fremde Dienste zu Zwecken der Sabotage oder Spionage. Des-
halb müssen die Nachrichtendienste in der Lage sein, einen Missbrauch des 
BOS-Digitalfunks durch einzelne Nutzer aufzuklären. Insoweit stellt die Ver-
kehrsdatenauskunft ein zentrales Aufklärungsmittel dar. Die Einbeziehung der 
Nachrichtendienste in den Kreis der auskunftsberechtigten Behörden entspricht 
im Übrigen auch der Gesetzessystematik. Es gibt keinen sachlichen Grund, ge-
rade die für den Schutz höchster Rechtsgüter – insbesondere des Bestands und 
der Sicherheit des Staates – zuständigen Sicherheitsbehörden von der Abrufbe-
rechtigung auszunehmen. Im Einzelnen: 

Zu Buchstabe a (Überschrift): 

Das Wort „Sicherheitsbehörden“ umfasst sowohl Polizeibehörden als auch 
Nachrichtendienste. 

Zu Buchstabe b (§ 21 Satz 1 BDBOSG): 

Die ausdrückliche Benennung der an Ermittlungsmaßnahmen der Sicherheits-
und Strafverfolgungsbehörden beteiligten Gerichte entspricht nicht der bisheri-
gen Gesetzestechnik. Insbesondere die parallele Vorschrift des § 113c Absatz 1 
Nummer 1 und 2 TKG stellt allein auf behördliche Empfänger ab. Würden in 
§ 21 BDBOSG die Gerichte explizit aufgeführt, müssten diese im Umkehr-
schluss aus dem Anwendungsbereich des § 113c Absatz 1 TKG ausgenommen 
werden. 

Durch eine Nummerierung – wie sie auch in der Parallelnorm des § 113c Ab-
satz 1 TKG erfolgt ist – wird die Übersichtlichkeit der Vorschrift verbessert. 
Zugleich werden dadurch die zulässigen Empfänger von Verkehrsdaten ent-
sprechend ihren Aufgabenkreisen und damit die Übermittlungszwecke grup-
piert, so dass die Norm systematisch strukturiert wird.  

Die Angabe des Übermittlungszwecks ist durch die Zweckbestimmung im 
zweiten Halbsatz in abstrakter Form eindeutig geregelt. 

Auch für die Übermittlung an Polizeibehörden bedarf es keiner Wiederholung 
der Zweckbestimmung. 

Die in § 21 Satz 1 BDBOSG neu eingefügte Nummer 3 erlaubt die Übermitt-
lung von Verkehrsdaten auch an die Nachrichtendienste des Bundes und der 
Länder. Die Nachrichtendienste des Bundes sind berechtigt, im Einzelfall bei 
Telekommunikationsdienstleistern Auskünfte zu Verkehrsdaten einzuholen 
(§ 8a Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 BVerfSchG, § 4a Satz 1 MADG, § 3 Absatz 1 
BNDG). Auch für Verfassungsschutzbehörden der Länder bestehen entspre-
chende Befugnisnormen (vgl. in Bayern: Artikel 15 Absatz 2 Nummer 2 
BayVSG). Eine Befugnis der Nachrichtendienste zu entsprechenden Aus-
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kunftsersuchen gegenüber der Bundesanstalt ergibt sich aus den bereichsspezi-
fischen Übermittlungsvorschriften (§ 18 Absatz 3 BVerfSchG, § 10 Absatz 2 
MADG, § 23 Absatz 3 BNDG). Nach dem vom Bundesverfassungsgericht 
entwickelten Doppeltür-Modell bedarf es aber zudem einer korrespondierenden 
Übermittlungsbefugnis der Bundesanstalt (BVerfGE 130, 151 (184 f.)).

2. Zu Artikel 16 Nummer 10 Buchstabe a (§ 11 Absatz 1 Nummer 1 BMG), 

Nummer 26 (§ 44 Absatz 3 und 4 BMG), 

Nummer 35 (§ 58 BMG) 

Artikel 16 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Nummer 10 Buchstabe a § 11 Absatz 1 Nummer 1 ist die Angabe „44,“ 

zu streichen. 

b) Nummer 26 ist wie folgt zu fassen: 

‘26. In § 44 werden Absatz 3 und 4 wie folgt gefasst: 

„(3) Die Erteilung einer einfachen Melderegisterauskunft ist nur zu-

lässig, wenn 

1. die Identität der Person, über die eine Auskunft begehrt wird, 

eindeutig festgestellt werden kann auf Grund der in der Anfra-

ge mitgeteilten Angaben über 

a) den Familiennamen, 

b) den früheren Namen, 

c) die Vornamen, 

d) das Geburtsdatum, 

e) das Geschlecht oder 

f) eine Anschrift und 

2. die Daten nicht für Zwecke der Werbung oder des Adresshan-

dels verwendet werden und die Auskunft verlangende Person 

oder Stelle dies erklärt.

(4) Es ist verboten, Daten aus einer Melderegisterauskunft ohne 

dass ein Zweck nach Absatz 1 Satz 2 bei der Anfrage angegeben 

wurde, gewerblich zu verwenden.“ ‘
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c) Nummer 35 ist wie folgt zu fassen: 

„35. § 58 wird aufgehoben.“ 

Folgeänderung: 

In Artikel 16 ist der Nummer 1 folgender Buchstabe anzufügen: 

‚e) Die Angabe zu § 58 wird wie folgt gefasst: 

„§ 58  (weggefallen)“.‘

Begründung: 

Für eine Anpassung des Bundesmeldegesetzes (BMG) an die Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, 
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Daten-
schutz-Grundverordnung) bedarf der vorliegende Gesetzentwurf hinsichtlich 
der Regelungen zum Auskunftsrecht der betroffenen Person im Zusammen-
hang mit der Erteilung einfacher Melderegisterauskünfte im nicht automatisier-
ten Verfahren und der Erteilung von einfachen Melderegisterauskünften für 
Zwecke der Werbung oder des Adresshandels weitergehender Regelungen. 

Zu Buchstabe a: 

Der Gesetzentwurf sieht vor, das Auskunftsrecht für die Fälle nicht automati-
sierter einfacher Melderegisterauskünfte unter Ausnutzung der Öffnungsklau-
sel des Artikels 23 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung (EU) 2016/679 ein-
zuschränken und verweist dabei darauf, dass die Ausnahme dem bisherigen 
Teil des § 10 Absatz 1 BMG, der die Auskunftsansprüche abschließend be-
nannte und damit das Auskunftsrecht der betroffenen Person bei jeglicher Form 
nicht automatisierter Melderegisterauskünfte mit Ausnahme des § 45 Absatz 2 
BMG einschränkte, entspricht.  

Zweck des Auskunftsrechts nach Artikel 15 der Verordnung (EU) 2016/679 ist 
es, dass es der betroffenen Person ermöglicht wird, sich der Verarbeitung der 
sie betreffenden personenbezogenen Daten bewusst zu sein und deren Recht-
mäßigkeit überprüfen zu können. Die Auskünfte können die betroffene Person 
in die Lage versetzen, gegebenenfalls weitere Rechte (wie beispielsweise auf 
Löschung, Einschränkung der Verarbeitung) oder Schadensersatzansprüche 
geltend zu machen. Bei der Beantragung einfacher Melderegisterauskünfte ist 
im Fall der Verwendung für gewerbliche Zwecke gemäß § 44 Absatz 1 Satz 2 
BMG der Verwendungszweck anzugeben. § 47 Absatz 1 BMG bestimmt, dass 
bei Melderegisterauskünften nach § 44 BMG zu gewerblichen Zwecken der 
Empfänger die Daten nur für die Zwecke verwenden darf, zu deren Erfüllung 
sie ihm übermittelt wurden. Danach sind die Daten beim Empfänger zu lö-
schen. Aufgrund der Regelungen des § 44 Absatz 1 Satz 2 und des § 47 Ab-
satz 1 BMG wäre davon auszugehen, dass die betroffene Person ein daten-
schutzrechtliches Interesse daran hat, das Auskunftsbegehren nicht nur an den
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Empfänger der Daten, sondern auch an die Meldebehörde zu richten, um die 
Rechtmäßigkeit der Verarbeitung durch den Empfänger überprüfen zu können. 
Würde von der Möglichkeit der Einschränkung des Auskunftsrechts für die 
Fälle nicht automatisierter einfacher Melderegisterauskünfte unter Ausnutzung 
der Öffnungsklausel des Artikels 23 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung 
(EU) 2016/679 Gebrauch gemacht, wäre eine nachgelagerte Prüfung der Ein-
haltung des Zweckbindungsgebots unmöglich. Das heißt, die von der Meldere-
gisterauskunft betroffene Person könnte ihre Rechte nicht mehr wahrnehmen. 
Es bestehen Zweifel, dass die in der Gesetzesbegründung angeführten Gründe 
für die Einschränkung der Rechte der betroffenen Personen die Anforderungen 
der vorgenannten Öffnungsklausel erfüllen. Das Auskunftsrecht für die Fälle 
nicht automatisierter einfacher Melderegisterauskünfte soll daher nicht einge-
schränkt werden.

Zu Buchstabe b: 

Die bestehende Regelung zur Erteilung einer einfachen Melderegisterauskunft 
für Zwecke der Werbung oder des Adresshandels ist das Ergebnis eines Ver-
mittlungsverfahrens zum Entwurf des Gesetzes zur Fortentwicklung des Mel-
dewesens, insbesondere zur Zweckbindung der einfachen Melderegisteraus-
kunft. Die Regelung berücksichtigt die zum damaligen Zeitpunkt geltende 
Rechtslage nach dem Bundesdatenschutzgesetz. Darüber hinaus musste davon 
ausgegangen werden, dass die Verwendung von Einwohnermeldedaten, die 
aufgrund eines Antrags auf Erteilung einer einfachen Melderegisterauskunft 
durch private Stellen erhoben werden, auch für Zwecke der Werbung oder des 
Adresshandels verwendet werden sollen. Drei Jahre nach dem Inkrafttreten des 
BMG ist der Sachverhalt anders zu beurteilen. Die seit dem Inkrafttreten des 
BMG aufgrund von § 58 BMG stattfindende Evaluation hat deutlich gemacht, 
dass einfache Melderegisterauskünfte, wenn überhaupt, dann nur in sehr weni-
gen Fällen für Zwecke der Werbung oder des Adresshandels verwendet wer-
den. Die aufgrund von § 58 BMG mit Hilfe des Erhebungsbogens nach Anlage 
15 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des Bundesmel-
degesetzes erhobenen Zahlen belegen dies. Dies gilt ebenso für die Möglich-
keit der Einwilligung nach § 44 Absatz 3 BMG. Von der Möglichkeit der Ein-
willigung wird kein Gebrauch gemacht. Daraus lässt sich schließen, dass einer-
seits bei Dritten kein Bedarf besteht, Daten aus einer einfachen Melderegister-
auskunft für Zwecke der Werbung oder des Adresshandels zu verwenden und 
andererseits die Bürgerinnen und Bürger ihre Daten für diese Verwendungs-
zwecke nicht freigeben möchten. Zudem erscheint es fraglich, ob eine generel-
le Einwilligung in die Verarbeitung für Zwecke der Werbung oder des Adress-
handels, die gegenüber der Meldebehörde erklärt wird, den Bedingungen für 
eine informierte Einwilligung nach Artikel 7 der Verordnung (EU) 2016/679 
entspricht, da in diesen Fällen davon ausgegangen werden kann, dass die be-
troffene Person zum Zeitpunkt der Einwilligung zwar weiß, für welchen Zweck 
ihre Daten verarbeitet werden sollen, nicht aber, wer der Verantwortliche ist 
oder sein wird. Auch eine Information nach Artikel 14 der Verordnung (EU) 
2016/679 würde durch den Dritten in der Regel aufgrund des Ausnahmetatbe-
stands des Artikel 14 Absatz 5 Buchstabe c der Verordnung (EU) 2016/679 
nicht erfolgen, wenn § 44 Absatz 3 BMG die Erlangung oder Offenlegung der 
personenbezogenen Daten regelt. Das heißt, bei der im Gesetz geregelten Fall-
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konstellation erfährt die betroffene Person nicht, wer ihre Daten für Zwecke 
der Werbung oder des Adresshandels nutzt. Ob dies mit dem Transparenzgebot 
aus Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2016/679 in Einklang 
steht, erscheint zumindest fraglich. Wird eine Einwilligung in die Verarbeitung 
zu Zwecken der Werbung oder des Adresshandels hingegen gegenüber dem 
Dritten erklärt, kann dieser Dritte die für diese Verarbeitung erforderlichen Da-
ten sogleich direkt bei der betroffenen Person erheben. Einer Melderegister-
auskunft bedarf es in diesen Fällen daher nicht. Die Verwendung von Daten 
aus der Erteilung einer einfachen Melderegisterauskunft entgegen der Erklä-
rung, diese nicht für Zwecke der Werbung oder des Adresshandels zu verwen-
den, bleibt unzulässig. Die unzulässige Verwendung einer Melderegisteraus-
kunft für Zwecke der Werbung oder des Adresshandels und der damit verbun-
dene Verstoß gegen die Zweckbindung sind nach Artikel 83 Absatz 5 Buchsta-
be a der Verordnung (EU) 2016/679 bußgeldbewährt. 

Zu Buchstabe c: 

Einer Evaluierung der Anwendung von § 44 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2, Satz 2 
bis 8 und Absatz 4 in Verbindung mit § 54 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 2 
Nummer 12 und 13 sowie § 56 Absatz 1 Nummer 4 BMG bedarf es nach der 
entsprechenden Änderung des § 44 Absatz 3 BMG nicht mehr. Die Vorschrift 
kann entfallen.

3. Zu Artikel 21 Nummer 3 (§ 28a Absatz 2 Satz 2, 3, Absatz 3 Satz 2 GenTG) 

In Artikel 21 ist Nummer 3 wie folgt zu fassen: 

‘3. § 28a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa)  In Satz 2 werden die Wörter „der Betroffene“ durch die Wörter „die 

betroffene Person“ sowie die Wörter „des Betroffenen“ durch die 

Wörter „der betroffenen Person“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden die Wörter „der Betroffene“ durch die Wörter „die 

betroffene Person“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Betroffenen“ durch die Wörter 

„betroffenen Personen“ ersetzt.“ ‘

Begründung: 

Es handelt sich um eine rein terminologische Anpassung an Artikel 4 
Nummer 1 der Verordnung (EU) 2016/679.
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4. Zu Artikel 23 Nummer 4 (§ 26 Absatz 1 Nummer 1a – neu –, 1b – neu – 

GenDG) 

In Artikel 23 Nummer 4 sind in § 26 Absatz 1 nach Nummer 1 folgende Num-

mern einzufügen: 

„1a. entgegen § 13 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2, jeweils auch in Verbindung 

mit § 17 Absatz 5, eine genetische Probe verwendet, 

1b. entgegen § 13 Absatz 1 Satz 2, auch in Verbindung mit § 17 Absatz 5, ei-

ne genetische Probe nicht oder nicht rechtzeitig vernichtet,“

Begründung: 

Die in § 26 Absatz 1 GenDG-E einzufügenden Nummern 1a und 1b entspre-
chen den geltenden § 26 Absatz 1 Nummer 3 und 4 GenDG. Diese Regelungen 
dürften nicht von Artikel 83 der Verordnung (EU) 2016/679 erfasst sein. 

Die Verordnung (EU) 2016/679 gilt nach ihrem Artikel 2 für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten. Nach Artikel 4 Nummer 1 der Verordnung (EU) 
2016/679 sind personenbezogene Daten alle Informationen, die sich auf eine 
identifizierte oder identifizierbare natürliche Person beziehen. Gemäß § 3 
Nummer 10 GenDG ist eine genetische Probe biologisches Material, das zur 
Verwendung für genetische Analysen vorgesehen ist oder an dem solche Ana-
lysen vorgenommen wurden. Erst durch die genetische Analyse werden die ge-
netischen Eigenschaften zum Beispiel hinsichtlich der Zahl und Struktur der 
Chromosomen festgestellt. Das bedeutet, dass erst aus der Probe die Informati-
onen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Person be-
ziehen, gewonnen werden. Bei der Probe selbst dürfte es sich damit um keine 
Information handeln. Die derzeitigen Regelungen des § 26 Absatz 1 Nummer 3 
und 4 GenDG sollten daher zur Klarstellung beibehalten werden. 

5. Zu Artikel 47 Nummer 7 Buchstabe c – neu – (§ 10 Absatz 4 AZR) 

In Artikel 47 ist der Nummer 7 folgender Buchstabe anzufügen: 

‚c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Die AZR-Nummer darf von allen öffentlichen Stellen nur genutzt wer-

den 

1. im Verkehr mit dem Register oder 

2. für Datenübermittlungen untereinander in den Fällen des § 2 Absatz 1a 

Nummer 1 und Absatz 2 Nummer 1 oder

3. für Datenübermittlungen zwischen leistungsgewährenden Behörden un-
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tereinander nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, dem Zweiten, Ach-

ten oder Zwölften Buch Sozialgesetzbuch sowie mit den Ausländer- 

und den im Übrigen zuständigen Landesbehörden oder 

4. für Datenübermittlungen im Verkehr der Ausländerbehörden mit ande-

ren Ausländerbehörden und dem Bundesamt für Migration und Flücht-

linge oder 

5. für Datenübermittlungen nach § 73 Absatz 1 bis 3a des Aufenthaltsge-

setzes sowie Datenübermittlungen zwischen den Sicherheitsbehörden 

des Bundes und der Länder im Verkehr mit dem Bundesamt für Migra-

tion und Flüchtlinge und den Ausländerbehörden.“ ‘

Begründung: 

Es besteht ein dringender Bedarf zur Erweiterung der Verwendungsmöglich-
keit der „AZR-Nummer“ für den Datenaustausch der Behörden, die mit dem 
Flüchtlingszustrom befasst sind. Hierfür gab es bereits Ende der 18. Legisla-
turperiode einen Gesetzentwurf im Rahmen des Artikelgesetzes „Datenaus-
tauschverbesserungsfortentwicklungsgesetz“, das jedoch nicht mehr verab-
schiedet wurde. Die fehlende Möglichkeit des Datenaustauschs erschwert die 
Aufgabenerfüllung der Behörden, die mit Leistungen gegenüber Flüchtlingen 
befasst sind, insbesondere auch im Hinblick auf die Vermeidung von Doppel-
leistungen. Insofern ist es dringend erforderlich, einen Datenaustausch zwi-
schen den einzelnen Sozialbehörden, den Ausländerbehörden und den zustän-
digen Landesbehörden rechtlich zu ermöglichen. 

Neben dem Datenaustausch zwischen den Leistungsbehörden besteht auch im 
Datenaustausch zwischen den Ausländerbehörden und den Sicherheitsbehörden 
ein dringender Bedarf, die AZR-Nummer zur eindeutigen Zuordnung einer 
Person zu verwenden. Dies betrifft insbesondere die automatisierte Sicher-
heitsanfrage im Titelerteilungsverfahren gemäß § 73 Absatz 2 und 3 Satz 1 
AufenthG. Bei der Sicherheitsanfrage gleichen die Sicherheitsbehörden die von 
den Ausländerbehörden übermittelten Daten mit den Datensätzen, in denen Ih-
re Erkenntnisse gespeichert sind, ab. Dabei kommt es im Rahmen des techni-
schen Abgleichs häufig zu einer großen Zahl von Treffern, da – um eine mög-
lichst lückenlose Überprüfung zu gewährleisten – die übermittelten Vor- und 
Nachnamen in allen denkbaren Kombinationen und Schreibweisen abgeglichen 
werden. Gerade häufig vorkommende Namensteile und Geburtsdaten können 
so nur schwer korrekt zugeordnet werden. Diese Vielzahl an technischen Tref-
fern muss sodann aufwändig durch Mitarbeiter der Sicherheitsbehörde darauf-
hin überprüft werden, ob sich die technischen Treffer tatsächlich auf den von 
der Anfrage betroffenen Ausländer beziehen und damit auch fachliche Treffer 
vorliegen.
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Da zu allen Erkenntnissen, die sich auf eine zweifelsfrei identifizierte Person 
ausländischer Staatsangehörigkeit beziehen, die AZR-Nummer in den Syste-
men der Sicherheitsbehörden hinterlegt ist, würde die Übermittlung der AZR-
Nummer als eindeutiges Datum erleichtern, nicht den Antragsteller betreffende 
technische Treffer auszusortieren, somit das Überprüfungsverfahren beschleu-
nigen und zu einer spürbaren Entlastung der personellen Ressourcen der Si-
cherheitsbehörden führen. 

6. Zu Artikel 81 Nummer 4 Buchstabe c (§ 14 Absatz 8 Satz 1, 2a – neu –,  

2b – neu – GewO)

Artikel 81 Nummer 4 Buchstabe c ist wie folgt zu fassen: 

‚c) Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird …< weiter wie Gesetzentwurf >... 

bb) Nach Satz 2 werden folgende Sätze eingefügt: 

„Sind die Daten derart verbunden, dass ihre Trennung nach erforderli-

chen und nicht erforderlichen Daten nicht oder nur mit unverhältnismä-

ßigem Aufwand möglich ist, sind auch die Kenntnisnahme, die Weiter-

gabe innerhalb der datenverarbeitenden Stelle und die Übermittlung der 

Daten, die nicht zur Erfüllung der jeweiligen Aufgaben erforderlich 

sind, zulässig, soweit nicht schutzwürdige Belange der betroffenen Per-

sonen oder Dritter überwiegen. Die nicht erforderlichen Daten unterlie-

gen insoweit einem Verwertungsverbot.“ ‘

Begründung: 

§ 14 Absatz 8 GewO zählt abschließend auf, an welche Stellen die Daten re-
gelmäßig weiterzuleiten sind und regelt, dass nur die Daten übermittelt werden 
dürfen, die jeweils zur Aufgabenwahrnehmung der betreffenden Stellen erfor-
derlich sind. Gemäß § 3 Absatz 4 GewAnzV wird für den Datentransport bun-
deseinheitlich der IT-Standard XGewerbeanzeige verbindlich vorgegeben. Eine 
automatisierte Datentrennung, die eine Datenfilterung nach Empfangsstelle 
vornimmt, kann im Rahmen des IT-Standards XGewerbeanzeige nicht geleistet 
werden. Um einen funktionsfähigen Standard zu etablieren, auf dessen Grund-
lage ein medienbruchfreier elektronischer Transport von Daten an eine Viel-
zahl unterschiedlicher Stellen ermöglicht wird, ist es unumgänglich, Abläufe 
zu vereinheitlichen und auf adressatenbezogene Differenzierungen zu verzich-
ten. Die nach dem gegenwärtigen Gesetzeswortlaut erforderliche Datentren-
nung müsste also vor Weiterleitung der Daten über XGewerbeanzeige händisch 
durchgeführt werden. Dies würde aber dem Zweck der Gewerbeanzeigenver-
ordnung zuwiderlaufen, die Datenübermittlung voll elektronisch abzuwickeln. 



Drucksache 430/18 (Beschluss) - 10 -

Die Ergänzung der Verhältnismäßigkeitsregelung ermöglicht die uneinge-
schränkte Umsetzung der Gewerbeanzeigenverordnung unter Wahrung des da-
tenschutzrechtlichen Grundsatzes der Zweckbindung der erhobenen Daten. In 
diesem Sinne unterliegen die nicht erforderlichen Daten einem Verwertungs-
verbot seitens der empfangenden Behörde. Die ungefilterte Datenweiterleitung 
ist im Übrigen unzulässig, wenn schutzwürdige Belange der betroffenen Person 
oder Dritter entgegenstehen. Dies gewährleistet die Berücksichtigung besonde-
rer Interessenlagen im Einzelfall. 

7. Zu Artikel 82 Nummer 2 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa (§ 9 Absatz 1 

Satz 1a – neu – IHKG) 

In Artikel 82 Nummer 2 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa § 9 Absatz 1 ist nach 

Satz 1 folgender Satz einzufügen: 

„Bei nicht öffentlichen Stellen und aus allgemein zugänglichen Quellen dürfen 

Industrie- und Handelskammern die Daten nach § 14 Absatz 8 Satz 1 Num-

mer 1 in Verbindung mit Satz 2 der Gewerbeordnung sowie der Rechtsverord-

nung nach § 14 Absatz 14 der Gewerbeordnung erheben, wenn 

1. die zu erfüllenden Verwaltungsaufgabe ihrer Art nach oder im Einzelfall eine 

solche Erhebung erforderlich macht oder 

2. wenn die Erhebung bei der betroffenen Person einen unverhältnismäßigen 

Aufwand erfordern würde oder keinen Erfolg verspricht oder 

3. es sich um Daten aus allgemein zugänglichen Quellen handelt.“ 

Begründung: 

Industrie- und Handelskammern (IHK) müssen aus verschiedenen Gründen 
Daten erheben und verarbeiten, zum Beispiel zur Klärung der gesetzlichen 
Mitgliedschaft und zur Beitragsveranlagung, aber auch zur Gewährung der Be-
teiligungs- und Mitwirkungsrechte der Mitgliedsunternehmen. Insbesondere 
für die korrekte Durchführung der Wahlen zur Vollversammlung sind die IHK 
auf aktuelle Daten ihrer Mitgliedsunternehmen angewiesen. Ohne aktuelle Ad-
ressen aller Mitgliedsunternehmen können diese nicht ordnungsgemäß über 
bevorstehende Wahlen benachrichtigt werden – was wiederum eine Wahl an-
greifbar macht. 

Auch der in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe d DSGVO normierte Rechtsgrund-
satz „Richtigkeit der Daten“ stellt an die IHK die Anforderung, alles zu tun, 
um Daten aktuell zu halten.  
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Gewerbetreibende kommen nach Auskunft von Industrie- und Handelskam-
mern in einer deutlichen Größenordnung nicht ihrer Pflicht zur An-, Um- und 
Abmeldung nach. So tätigen zum Beispiel nach den Erfahrungen der IHK 
München etwa 50 Prozent aller Kleingewerbetreibenden keine Gewerbemel-
dungen (vor allem Um- und Abmeldungen). Damit liegen diese Daten öffentli-
chen Stellen ebenfalls nicht vor und können somit nicht zur Verfügung gestellt 
werden. 

Auch eine Datenerhebung bei den Kammermitgliedern läuft häufig ins Leere, 
zum einen weil die Rücklaufquote gering ist (nach Aussage der IHK München 
durchschnittlich 10 Prozent), zum anderen weil zum Beispiel aufgrund Sitzver-
legung Unternehmen nicht mehr postalisch zu erreichen sind. 

Die Möglichkeit der Datenübermittlung von den Finanzbehörden nach § 31 AO 
wird über das bundesweit abgestimmte Leitstellenverfahren umfassend genutzt, 
ist jedoch nicht ausreichend. So erhalten IHK von den Finanzämtern keine ge-
sonderten Umzugsmeldungen, es entsteht oftmals ein erheblicher Zeitverzug, 
in der Zwischenzeit versandte Post (Beitragsbescheide, Wahlbenachrichtigun-
gen) kommen als unzustellbar zurück. 

Eigene Recherchen bei unzustellbaren Postrückläufen sind sehr zeit- und kos-
tenaufwändig. Das IHKG verpflichtet die Industrie- und Handelskammern in 
§ 3 Absatz 2 Satz 2 IHKG zur Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. 

Daher benötigen IHK sichere Rechtsgrundlagen, um Services der Deutschen 
Post, Hinweise von Nachmietern auf Umzug und so weiter, aber auch allge-
mein zugängliche Quellen wie das Handelsregister oder das Telefonbuch nut-
zen zu dürfen.  

Die durch den vorliegenden Gesetzentwurf geplante Anpassung des IHKG an 
die Datenschutzgrundverordnung enthält bislang keine ausreichende Rechts-
grundlage für die Industrie- und Handelskammern, die es ihnen erlauben wür-
den, ihrer Pflicht zur Datenverarbeitung sowie ihrer Pflicht zur Wirtschaftlich-
keit ordnungsgemäß nachzukommen. § 9 Absatz 1 Satz 1 und 2 IHKG-E er-
laubt eine Datenerhebung nur bei „Kammerzugehörigen oder öffentlichen Stel-
len“. 

Den Industrie- und Handelskammern soll durch den zusätzlich in § 9 Absatz 1 
IHKG-E einzufügenden Satz 1a die Möglichkeit gewährt werden, unter be-
stimmten Voraussetzungen auch bei nicht öffentlichen Stellen und aus allge-
mein zugänglichen Quellen Daten zu erheben. Der bislang vorgesehene § 9 
Absatz 1 Satz 2 IHKG-E würde zu Satz 3, wobei letzterer dann auf die Sätze 1 
und 2 verweisen müsste. 

Die Möglichkeit der Datenerhebung bei nicht-öffentlichen Stellen und aus all-
gemein zugänglichen Quellen ist auch konform mit der Datenschutzgrundver-
ordnung (DSGVO), in welcher der Grundsatz der Direkterhebung nicht mehr 
ausdrücklich enthalten ist. Artikel 14 DSGVO setzt vielmehr die Konstellation 
voraus, dass personenbezogene Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben 
werden.
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8. Zu Artikel 128 Nummer 13 Buchstabe c Doppelbuchstabe aa (§ 204 

Absatz 2 Satz 1 SGB VII), 

Doppelbuchstabe bb (§ 204 

Absatz 2 Satz 2, 3 SGB VII) 

In Artikel 128 Nummer 13 Buchstabe c sind Doppelbuchstabe aa und bb wie 

folgt zu fassen: 

‚aa) In Satz 1 werden in dem Satzteil vor Nummer 1 das Wort „Dateien“ 

durch das Wort „Dateisystemen“, die Angabe „und 3“ durch die Angabe 

„bis 5“ ersetzt und das Wort „erhoben,“ sowie die Wörter „oder genutzt“ 

gestrichen. 

bb) In den Sätzen 2 und 3 werden jeweils das Wort „Dateien“ durch das 

Wort „Dateisystemen“ ersetzt und die Wörter „verarbeitet oder genutzt“ 

durch die Wörter „gespeichert, verändert, genutzt, übermittelt, in der 

Verarbeitung eingeschränkt oder gelöscht“ ersetzt.’

Begründung: 

Auch in § 204 SGB VII soll die bisherige Rechtslage im Wesentlichen beibe-
halten und lediglich redaktionell an die Begriffsbestimmungen aus Artikel 4 
der Verordnung (EU) 2016/679 angepasst werden. Hierfür kann indes die Da-
tenverarbeitungsbefugnis nicht – wie geplant – auf die Erhebung beschränkt 
werden. Erheben bedeutet zielgerichtetes Beschaffen. Durch den ersatzlosen 
Wegfall der Verarbeitung und Nutzung, werden andere Verarbeitungstätigkei-
ten zugleich unzulässig. Um die bisherige Rechtslage im Wesentlichen beizu-
behalten, sind die vorstehenden Änderungen erforderlich. 

Die Zulässigkeit des weiteren Verarbeitungshandelns kann nicht auf § 204 Ab-
satz 1 SGB VII gestützt werden. Denn bei dieser Norm handelt es sich nur um 
die Ermächtigungsgrundlage zur Errichtung der Dateien beziehungsweise Da-
teisysteme. Demgegenüber enthält § 204 Absatz 2 SGB VII die abschließende 
Regelung der Datenverarbeitungsbefugnisse. Diese Auffassung entspricht der 
ursprünglichen gesetzgeberischen Intention, vgl. BT-Drucksache 13/2204, Sei-
te 118 f.

Um den ursprünglichen Regelungsinhalt beizubehalten ist es ausreichend, das 
Wort „Dateien“ durch „Dateisystemen“ zu ersetzen.  

Nach Satz 3 werden zwei weitere Sätze angefügt, die ebenfalls Maßgaben für 
die Datenverarbeitung enthalten. Daher muss es zukünftig nicht „nach Maßga-
be der Sätze 2 und 3“, sondern „nach Maßgabe der Sätze 2 bis 5 heißen“.
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Bislang war nach § 204 Absatz 2 Satz 1 SGB VII die Erhebung, Verarbeitung 
und Nutzung von Daten zulässig. Sowohl die Erhebung als auch die Nutzung 
stellen nunmehr Unterfälle der Verarbeitung nach im Sinne von Artikel 4 
Nummer 2 der Verordnung (EU) 2016/679 dar. Einer gesonderten Erwähnung 
der Erhebung und der Nutzung bedarf es daher nicht mehr. Zur Beibehaltung 
der bisherigen Rechtslage sind daher lediglich die Wörter “erhoben,“ sowie 
„oder genutzt“ zu streichen. 

Nach § 204 Absatz 2 Satz 2 und 3 SGB VII war bislang nur die Verarbeitung 
und Nutzung zulässig, wobei sich der Begriff der Verarbeitung nach § 67 Ab-
satz 6 Satz 1 SGB X (a. F.) als Speichern, Verändern, Übermitteln, Sperren und 
Löschen definierte. Die Erhebung (§ 67 Absatz 5 SGB X (a. F.)) stellte sich 
weder als Verarbeitung noch als Nutzung dar und ist beziehungsweise war da-
her nach § 204 Absatz 2 Satz 2 und 3 SGB VII-E nicht zulässig. 

Soweit nunmehr die Erhebung zulässig, die anderen Verarbeitungstätigkeiten 
hingegen unzulässig sein sollte, führt dies zu einer Änderung Rechtslage. Es ist 
zudem nicht nachvollziehbar, welchem Zweck die Erhebung (Beschaffung) 
dient, wenn kein nachfolgendes Datenverarbeitungshandeln zulässig ist (zum 
Beispiel Speicherung). 

9. Zu Artikel 131 (Änderung der Regelungen über den Sozialdatenschutz im 

SGB X) 

Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die Re-

gelungen des SGB X über den Sozialdatenschutz um Vorschriften zu ergänzen 

sind, nach denen 

− das Bundesverwaltungsamt im Rahmen der ihm durch § 42a Absatz 4 

Satz 3, § 42b Absatz 1 und 2, Absatz 6 Satz 2 und § 42c Absatz 2 SGB VIII 

übertragenen Aufgaben,  

− die nach Landesrecht für die Verteilung von unbegleiteten ausländischen 

Kindern und Jugendlichen zuständigen Stellen nach § 42b Absatz 3 

SGB VIII, und 

− die nach § 89d Absatz 1 und 2 SGB VIII für die Erstattung von Kosten 

durch das Land zuständigen Stellen und die Körperschaften des öffentlichen 

Rechts, denen nach § 89g SGB VIII die Aufgaben des Landes übertragen 

wurden, 

für die Erfüllung dieser Aufgaben 

− ausdrücklich als zur Verarbeitung, einschließlich zur Erhebung von Daten 

bei Dritten, befugt erklärt werden; dies schließt die Befugnis zur Verarbei-

tung von Daten der in Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679
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genannten besonderen Kategorien personenbezogener Daten ein, 

− hinsichtlich der anzuwendenden Vorschriften über den Schutz der Sozialda-

ten den in § 35 SGB I genannten Stellen gleichgestellt sind.

Begründung: 

Zur sachgerechten Erfüllung der ihnen nach dem Achten Buch Sozialgesetz-
buch im Rahmen der Verteilung unbegleiteter ausländischer Minderjähriger 
übertragenen Aufgaben sind das Bundesverwaltungsamt sowie die Landesver-
teilstellen nach § 42b SGB VIII auf die Übermittlung von Sozialdaten der zur 
Verteilung angemeldeten unbegleiteten Minderjährigen angewiesen. Das glei-
che Erfordernis kann sich im Einzelfall auch bei der Bearbeitung von Korrek-
turmeldungen oder Erklärungen über den Ausschluss von der Verteilung er-
weisen. Maßgeblich für die Verteilentscheidung ist stets, dass das Wohl des 
unbegleiteten Kindes oder Jugendlichen gewährleistet wird. Da ein Großteil 
der im Inland aufgenommenen unbegleiteten ausländischen Minderjährigen in 
der Bundesrepublik Deutschland internationalen Schutz vor Verfolgung – unter 
anderem wegen ihrer rassischen und ethnischen Herkunft, politischen Meinun-
gen, religiösen oder weltanschaulichen Überzeugungen, der sexuellen Identität 
oder Orientierung – sucht, muss sichergestellt sein, dass die daraus resultieren-
den besonderen Schutzbedürfnisse auch bei der Bestimmung der zur Aufnahme 
verpflichteten Länder und Träger beachtet und geeignete Einrichtungen zum 
Schutz der Betroffenen ausgewählt werden können. Das gleiche Problem stellt 
sich, wenn ein besonderer Schutzbedarf aus Krankheit oder Behinderungen re-
sultiert. Die Erhebung solcher besonderer Kategorien von Daten durch bezie-
hungsweise die Übermittlung solcher Daten an die genannten Stellen kann sich 
deshalb nach den Umständen des jeweiligen Einzelfalles als unumgänglich er-
weisen. 

Das Problem stellt sich in ähnlicher Weise für die Kostenerstattungsstellen der 
Länder nach § 89d Absatz 1 und § 89g SGB VIII. Die Befugnis der zur Kos-
tenerstattung berechtigten Träger zur Übermittlung von Sozialdaten einschließ-
lich – bei Gewährung von Krankenhilfe – von Gesundheitsdaten an das Land 
und die Nutzung dieser Daten ergibt sich im Regelungsgefüge des Sozialge-
setzbuchs aus der Notwendigkeit der Kontrolle und Rechnungsprüfung im Zu-
sammenhang mit der Kostenerstattung nach § 67b Absatz 1 Satz 1 und 2, § 69 
Absatz 5 und § 67 Absatz 3 Nummer 1 SGB X, hinsichtlich der auf ärztlichen 
Angaben beruhenden Gesundheitsdaten in Verbindung mit § 76 Absatz 2 
Nummer 2 SGB X; die Zweckbindung der Daten ist durch § 78 Absatz 1 
SGB X sichergestellt. Allerdings können sich die Kostenerstattungsstellen da-
bei nicht auf die für Leistungsträger geltenden Vorschriften stützen. Denn das 
Land als erstattungspflichtige Stelle nach § 89d Absatz 1 SGB VIII ist nicht 
auf Grund einer eigenen sozialen Leistungspflicht zur Erstattung verpflichtet, 
sondern ausschließlich im Rahmen eines finanziellen Lastenausgleichs zwi-
schen kommunaler und staatlicher Ebene. Es handelt deshalb nicht als Leis-
tungsträger im Sinne des § 35 in Verbindung mit § 12 und §§ 18 bis 29 SGB I. 
Die Erstattungspflicht gehört auch nicht zu den speziellen Aufgaben, die hin-
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sichtlich des Datenschutzes in den §§ 67 ff. SGB X kraft Rechtsfolgenverwei-
sung denen der Leistungsträger im Sinne von § 35 in Verbindung mit § 12 und 
§§ 18 bis 29 SGB I gleichgestellt sind. Zur Prüfung der Gesetzeskonformität 
der gewährten Jugendhilfe nach § 89f SGB VIII kann es allerdings je nach den 
Umständen des Einzelfalls unvermeidbar sein, die Rechtmäßigkeit der Leis-
tungen an Hand von Angaben zu prüfen, die zu den besonderen Datenkatego-
rien nach Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 gehören. 

Im Rahmen der bestehenden gesetzlichen Vorschriften über den Sozialdaten-
schutz erscheint, verglichen mit den für andere Aufgabeträger geltenden Rege-
lungen des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch, die Befugnis der genannten 
Aufgabenträger zur Verarbeitung der Sozialdaten, insbesondere der besonders 
geschützten Daten, nicht in optimaler Transparenz ausgestaltet, so dass eine 
Restunsicherheit verbleibt, ob und in welchem Umfang es zusätzlicher Vorkeh-
rungen der für den Datenschutz verantwortlichen Stellen zur Gewährleistung 
datenschutzrechtlicher Transparenz im Kontext der genannten Aufgaben be-
darf. 

10. Zu Artikel 154 Nummer 6 (§ 16 Absatz 3a Satz 2 LuftSiG)

In Artikel 154 ist Nummer 6 zu streichen.

Begründung: 

Durch die Streichung von Artikel 154 Nummer 6 wird eine Regelung geschaf-
fen, die Auswirkungen auf die geltenden Zuständigkeitsregelungen im Ver-
hältnis von Bund und Länder haben soll. 

Es besteht keine Eilbedürftigkeit, eine derartige Regelung in einem fachfrem-
den Gesetz zu verankern und nicht in einem Gesetzgebungsverfahren zur Än-
derung des LuftSiG einzubringen. Die Reichweite von § 16 Absatz 3a Satz 2 
LuftSiG und das hieraus abzuleitende eingeschränkte Rückholrecht ist der 
Bundesregierung schon seit längerer Zeit bekannt. Alle nach dem LuftSiG und 
nach der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 durchzuführenden Aufgaben können 
nach der bestehenden Zuständigkeitsregelung gesetzeskonform durchgeführt 
werden. 

Da in anderen Fällen ein von den Fachministerien anerkannter Anpassungsbe-
darf im LuftSiG besteht, sollten sämtliche für erforderlich gehaltenen Ände-
rungen in einem Gesetz zur Anpassung des Luftsicherheitsgesetzes erfolgen 
und die hierbei zu beachtenden Rechte des Bundesrates (das LuftSiG ist ein zu-
stimmungsbedürftiges Gesetz) Berücksichtigung finden. 
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11. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Der Bundesrat beobachtet mit Sorge, dass ungeachtet der mit dem Gesetzent-

wurf bezweckten umfassenden Anpassung des Bundesrechts an die 

EU-Datenschutzreform in der betrieblichen und behördlichen Praxis noch Unsi-

cherheiten über die Fortgeltung bewährter nationaler Vorschriften zum Schutz 

der Persönlichkeitsrechte fortbestehen, etwa hinsichtlich des Gesetzes betref-

fend das Urheberrecht an Werken der bildenden Künste und der Photographie 

und des Telemediengesetzes. 

Der Bundesrat bittet deshalb die Bundesregierung, im Rahmen der nach der Da-

tenschutz-Grundverordnung und dem 1. Datenschutz-Anpassungs- und Umset-

zungsgesetz erforderlichen Berichte und Bewertungen zu überprüfen, ob bei der 

Anwendung europäischer und nationaler Datenschutzregelungen Rechtsunsi-

cherheiten in zentralen Praxisfragen wie bei der Veröffentlichung von Abbil-

dungen oder den Anforderungen an Telemediendienste fortbestehen und ihm 

über das Ergebnis dieser Prüfung zu berichten.  

Begründung: 

Ungeachtet umfangreicher Informationsangebote des Bundes und der Länder, 
insbesondere ihrer Datenschutzaufsichtsbehörden, sowie der Verbände der 
Wirtschaft und des Ehrenamts bestehen in der datenschutzrechtlichen Praxis 
noch Unsicherheiten ob und in welchem Umfang bisher zentrale Datenschutz-
regelungen wie zum Beispiel das KunstUrhG und das TMG auch nach dem 
25. Mai 2018 fortgelten. 

Die nach Artikel 97 DSGVO bis zum 25. Mai 2020 beziehungsweise die bis 
spätestens drei Jahre nach Inkrafttreten des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG; vgl. Nummer VII der Begründung zum Gesetzentwurf vom 
24. Februar 2017, BT-Drucksache 18/11325) erforderliche Evaluierung des eu-
ropäischen und nationalen Datenschutzrechts sollte daher auch für eine Über-
prüfung genutzt werden, ob im Interesse von Praktikabilität und Rechtssicher-
heit ergänzende Anpassungen des nationalen Datenschutzrechts eingeleitet 
werden sollten.


